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20.600 Stellen fehlen im Südwesten
Am 16. September haben
ver.di- und KAB-Kolleg/in -
nen aus der stationären
Pflege das Ergebnis eines
Personal checks an die
Enquêtekom mis sion Pflege
in Baden-Württemberg
übergeben. 

Das Ergebnis: 20.600 Stellen sind es,
die in Baden-Württemberg aktuell

fehlen, davon 15.200 Stellen für
Pflegekräfte. Und es fehlen zusätz-
lich 1.500 Stellen für Praxis an leit -
er/in nen zur Begleitung der prakti-
schen Ausbildung. ver.di hat diesen
Personalcheck in drei Mo naten in
Ein richtungen der stationären Pflege
in Baden-Württem berg durchge-
führt, unterstützt durch zahlreiche
Mitarbeiter vertre tun gen und Ge -
samtbetriebs räte.

Als Sofortmaßnahmen fordert
ver.di:
• Von der Landespflegesatz kommis -

sion die umgehende deutliche
Erhöhung der Personalrichtwerte
im neuen Rahmenvertrag für die
sta tionäre Pflege in Baden-Würt -
temberg (gem. § 75 Pflegever -
siche rungsgesetz), damit in den
Einrichtungen neue Stellen ge -
schaffen werden können. Eine
Erhöhung der Richtwerte wurde
von den Verbänden der Einrich -
tungs träger in die Verhandlungen
über den Rah menvertrag stationä-
re Pflege eingebracht.

• Zudem müssen in der Personal -
verordnung zum Wohn-, Teilhabe-
und Pflegegesetz Festle gungen
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zur konkreten Besetzung der
Schich ten getroffen werden. ver.di
fordert für den Tag dienst einen
(rechnerischen) Personalschlüssel
von einer Pflegekraft pro zwei
Bewoh ner/innen, für den Nacht -
dienst einen Personalschlüssel von
1:20, für die Pflegedienstleitung
und die Qualitätsbeauftragen
einen Schlüs  sel 1:100 sowie für
den Sozialdienst 1:50.

• Die Refinanzierung der Praxis -
anleitung und Sicherstellung der
praktischen Ausbildung. b

ver.di/sus

www.gesundheit-soziales-
bawue.verdi.de

Kommt der eine Tarifvertrag?
Immer mehr Kolleg/innen
pflegen in Niedersachsen
und Bremen eine wachsen-
de Zahl Pflegebedürftiger.
In Niedersachsen sind es
bereits 105.000 Beschäftig -
te, in Bremen über 9.000.
Einen gerechten Lohn für
ihre Tätigkeit erhalten die
Kolleg/innen jedoch nicht:
Je nach Arbeitgeber unter-
scheiden sich die Löhne und
oft gibt es sogar innerhalb
einer Einrichtung unter-
schiedliche Gehälter.

Insbesondere in Niedersachsen fällt
die Mehrheit der Beschäftigten nicht
unter einen Tarifvertrag und die
Arbeitgeber legen die Löhne nach
Gutsherrenart fest. Hier vereinen die
privat-renditeorientierten Arbeitgeber
sowohl die Mehrheit der Einrich -
tungen als auch des Pflegepersonals
auf sich und nur noch zwei Prozent
sind in öffentlich-kommunalem
Eigentum. Im Land Bremen hingegen
prägen noch die freigemeinnützigen
Wohlfahrtsverbände die Branche.
Das Lohnniveau ist unterschiedlich
hoch – fast ausnahmslos jedoch

deutlich unter dem Tarifvertrag des
Öffentlichen Dienstes (TVöD).

Das gewerkschaftliche Mittel der
Wahl gegen Lohndumping ist ein
branchenweiter Tarifvertrag. Einheit -
liche Löhne in der Altenpflege
Bremens und Niedersachsens wür-
den die Lohnkonkurrenz begrenzen
und künftig gemeinsame Lohnaus -
einandersetzungen der Beschäftig -
ten ermöglichen. Zudem würde ein
einheitlicher Lohnstandard per Tarif
die Refinanzierungs bedingungen
verbessern. Deshalb hat ver.di die
Forderung nach einem „Tarifvertrag
Altenpflege“ in den Ländern Bremen
und Niedersachsen aufgestellt.

Ein Tarifvertrag Altenpflege muss
zu deutlich höheren Löhnen führen.
Auch wenn dies nicht in einem
Schritt durchgesetzt werden kann,
hält ver.di ausdrücklich am Ziel von
Löhnen auf TVöD- bzw. TVLand-
Niveau fest. Gleichzeitig will ver.di
rasch konkrete Verbesserungen. Des -
halb sind wir bereit, zunächst über
einheitliche Regelungen zentraler
Arbeits bedingungen zu verhandeln:
Löhne, Jahressonderzahlung, Zu -
schläge, Arbeitszeit und den Erho -
lungs  urlaub. Bereits dies würde für

tausende Beschäftigte Verbes se run -
gen und den Einstieg in einen neuen
Branchentarifvertrag bedeuten.

Unsere Forderung wirkt: Anfang
2014 erklärten sich die Wohlfahrts -
verbände DRK, Diakonie, Caritas,
Paritätischer und AWO bereit, mit
ver.di über einen Tarifvertrag für alle
Pflegekräfte in Bremen zu verhan-
deln. Die Verhandlungen dauern an,
derzeit vorrangig über eine einheit -
liche Entgelttabelle. Erfreulich ist,
dass voraussichtlich als erste Eini -
gung einheitliche Ausbildungs ver -
gütungen auf dem Niveau des TVöD
eingeführt werden. Derzeit sind die
Vergütungen unterschiedlich hoch
und liegen deutlich unter den TVöD
Vergütungen. Außerdem sollen für
die Azubis auch einheitlich 29 Ur -
laubstage vereinbart werden – dies
wäre besser als im TVöD! Auch in
Niedersachsen haben alle Wohl -
fahrtsverbände ihre Zusage gege-
ben, einheitliche Ausbildungs  ver -
gü tungen auf TVöD Niveau zu
 tarifieren.

Bislang zeigen in erster Linie die
Arbeitgeber der freien Wohlfahrts -
pflege Bereitschaft zu einem Tarif -
vertrag Altenpflege. Damit jedoch

die privat-gewerblichen Träger einen
künftigen neuen Tariflohn nicht
unterlaufen, strebt ver.di eine Allge -
meinverbindlichkeitserklärung (AVE)
an. Damit wären auch Arbeitgeber,
die den Tarifvertrag nicht unterzeich-
nen, verpflichtet ihn anzuwenden.
Die neuen Tarifverträge würden
somit die gesamte Branche abdecken
und eine flächendeckende Tarif -
bindung herstellen. b

David Matrai

http://tinyurl.com/qclxhkq
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Pflegestärkungsgesetz I: Bedürftig -
keit noch nicht neu definiert

Nur der erste Schritt zur Reform

Seit Jahren wird über die
Reform der Pflege und
einen neuen Pflege bedürf -
tig keitsbegriff diskutiert.
Zum 1. Januar 2015 soll nun
das Pflegestärkungsgesetz I
in Kraft treten. Den Bundes -
tag hat das Gesetz schon
pas siert, im Bundesrat ist
kein Widerstand zu erwar-
ten. 

Doch die Freude ist getrübt, denn
das Pflege stärkungsgesetz erfüllt die
Reformvorstellungen nur zu einem
Teil. Der wichtige Pflegebedürftig -
keits begriff soll erst in einem Pflege -
stärkungsgesetz II definiert und
2017 wirksam werden. Allerdings,
kritisiert ver.di, ist diese Perspektive
in dem ersten Gesetz nicht mit ei nem
konkreten Zeit rahmen formuliert.

Geplant ist zunächst eine An -
hebung der Pflegeversicherung um
0,3 Prozent. Zwei Drittel der Mittel
sollen der kurzfristigen Verbesserung
der Pflege zugutekommen, zum
Beispiel durch die Auf stockung der
Zahl der Betreuungs kräfte in statio-
nären Pflegeeinrich tungen. Die
Pflege leistungen sollen dynamisiert
werden um den Kaufkraftverlust aus-
zugleichen. Doch nach Meinung der
Experten ist die vorgesehene Steige -
rung von vier Prozent zu gering,
erklärt Dietmar Erdmeier, ver.di-
Sekretär im Bereich Gesundheits -
politik und Koordinator des „Bünd -
nisses für Gute Pflege“, in dem 23
verschiedene Organisationen von der
Arbeiterwohlfahrt über Caritas,
Diakonie und Deutscher Gewerk -
schaftsbund DGB bis hin zur Zentral -

wohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland zusammengeschlossen
sind. Seit der Einführung der Pflege -
versicherung 1995 habe der Kauf -
kraftverlust bei den pflegerischen
Leistungen, die von den Kranken -
kassen übernommen werden, rund
20 bis 25 Prozent betragen, „Die
Pflegeversicherung ist dadurch dau-
erhaft entwertet. Wir brauchen eine
‚Aufwärtstreppe‘ zum Ausgleichen“,
fordert Erdmeier. Zwar gibt es im
neuen Gesetz eine Dynamisierung,
die aber längst nicht ausreicht.

Das Pflegestärkungsgesetz I
bringt eine Entlastung für pflegende
Angehörige, sie können in Notfällen
bis zu zehn Tage eine aus den Mit -
teln der Pflegeversicherung bezahlte
berufliche Auszeit nehmen. Weniger
erfreut reagiert ver.di allerdings auf
die Möglichkeit, 40 Pro zent der
Pflegesachleistungen in der ambu-
lanten Pflege in Betreuungs- und
Entlastungs leistungen umwidmen zu
können. ver.di befürchtet dadurch
eine Verschiebung weg von den rich-
tig ausgebildeten Pflege kräften hin
zu den sogenannten Alltagsbeglei -
tern, die nur rund 160 Stunden
geschult werden. 

Ein Drittel des um 0,3 angeho-
benen Pflegesatzes, also rund 1,2

Milliarden Euro jährlich, soll nach
den Plänen der Bundesregierung als
„demographische Reserve“ bis 2035
in einem Fonds der Bundesbank
angelegt werden. Dagegen hat ver.di
protestiert, denn ein Wertverlust 
ist nicht ausgeschlossen. Wie ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia
Bühler bereits im Mai während des
Gesetzgebungsverfahrens forderte,
solle das Geld besser in die Aus -
bildung junger Pflegekräfte fließen,
die in manchen Bundesländern sogar
noch Schulgeld bezahlen  müssen.
Das sei echte Generationen gerech -
tigkeit und schaffe jährlich rund
10.000 zusätzliche Ausbildungs -
plätze.

Erfreut hat ver.di zur Kenntnis
genommen, dass künftig Pflegeein -
richtungen ihre tariflichen Personal -
kosten in vollem Umfang bei Pflege -
satzverhandlungen gegenüber den
Kassen geltend machen können. 
Bei der Anhörung im Gesundheits -
ausschuss hatte ver.di, vertreten
durch Herbert Weisbrod-Frey, gefor-
dert, den Wettbewerb zwischen den
Einrichtungsträgern um möglichst
niedrige Personalkosten endlich zu
beenden. „Das ist ein guter Tag 
für alle tariftreuen Einrichtungen“,
erklärte Sylvia Bühler. „Jetzt gibt es

keinen Grund mehr, den Beschäf -
tigten einen Tarifvertrag mit einer
 fairen Vergütung vorzuenthalten.“
Damit wurde eine jahrelange Forde -
rung von ver.di endlich umgesetzt.
Bisher liegt der Verdienst in Einrich -
tungen mit Tarifvertrag immerhin gut
20 Prozent über dem Durch schnitt
bei tarifungebundenen Arbeitgebern.

Doch das wichtigste Problem 
der Pflegereform, die Neudefinition
der Pflegebedürftigkeit, die auch
 De menz kranke einschließt, ist bisher
nur eine unverbindliche Ankün -
digung für ein zweites Gesetz, das
2017 umgesetzt werden solle. ver.di
und das „Bündnis für Gute Pflege“
fordern, dass der Gesetz gebungs -
prozess nahtlos weitergeht, damit
auch das Pflegestärkungs gesetz II
noch in dieser Legislatur periode
Wirklichkeit wird. Jedoch befürchten
die Experten, dass der dann noch-
mals um 0,2 Prozent anzuhebende
Pflegesatz nicht ausreichen wird, um
die Kosten aus der Neudefinition
aufzufangen. Gerechnet wird mit
zusätzlichen Einnahmen von rund
2,4 Milliarden Euro im Jahr. Die
Ausgaben beziffern verschiedene
Schätzungen allerdings zwischen 3,6
bis sechs Milliarden Euro. Dietmar
Erdmeier befürchtet deshalb, dass
die Bundesregierung das zweite
Pflegestärkungsgesetz zu verschlep-
pen versucht. Das „Bündnis für Gute
Pflege“ wird sich für eine zügige
Umsetzung in dieser Legislatur stark
machen. b

Susanne Stracke-Neumann

www.gesundheitspolitik.verdi.de
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Durch Basiswisssen auf Augenhöhe
Petra Bode und Michael
Krömker leiten Ende März
2015 in der Berliner ver.di-
Bildungsstätte „Clara Sahl -
berg“ ein Seminar zum
Thema „Grundwissen zu
betriebswirtschaftlichen
Zusammenhängen in der
Altenpflege“. Die Infopost
Altenpflege wollte mehr
darüber wissen.

Infopost: Für wen ist das Seminar
gedacht, für selbstständige Alten -
pflegerinnen und Altenpfleger, für
Angestellte in mobilen Pflegediens -
ten oder auch in Altenheimen?

Bode, Krömker: Grundsätzlich ist
das Wissen um betriebswirtschaftli-
che Zusammenhänge und die Kennt -
nis der wesentlichen wirtschaftlichen
Fachbegriffe für alle Beschäftigten in
Altenheimen von zunehmender Be -
deutung. Unser Seminar ist vorwie-
gend für die Beschäftigten bzw. die
Interessenvertretungen in der Alten -
pflege gedacht und nicht auf die
Leitungen selbständiger Pflege diens -
te oder Heimbetreiber ausgerichtet. 

Infopost: Braucht man für dieses
Seminar Vorkenntnisse? 

Bode, Krömker: Nein, das ist nicht
nötig.

Infopost: Welche Themen werdet
ihr behandeln und wie lang soll das
Seminar dauern?

Bode, Krömker: In diesem Seminar
werden grundlegende wirtschaftliche
Zusammenhänge, wirtschaftspoliti-
sche Entscheidungen und ihre Aus -
wirkungen auf die Arbeit in der
Alten pflege dargestellt und gemein-
sam bearbeitet. 

Zentrale Themen sind: 
• Unternehmerisches Denken und

Unternehmensplanung
• Gesellschaftsformen von Unter -

nehmen
• Betriebswirtschaftliche Begriffe

verstehen und einordnen
• Aufbau, Bedeutung und Begriff -

lichkeiten zu Jahresabschlüssen
und Bilanzen

• Die Gremien und ihre Aufgaben:
vom Wirtschaftsausschuss bis zum
Vorstand

• Informations- und Beteiligungs -
rechte gesetzlicher Interessen -
vertretungen

Das Seminar findet vom Montag,
den 30. März bis Mittwoch den 
1. April 2015 in der ver.di Bildungs -
stätte „Clara Sahlberg“ in Berlin-
Wannsee statt, das sind 2,5 Tage.

Infopost: Warum braucht man als
Angestellte/r in der Altenpflege den
Einblick in betriebswirtschaftliche
Zusammenhänge? Die braucht doch
eigentlich eher die Geschäfts -
führung. 

Bode, Krömker: Arbeitgeber be -
gründen Maßnahmen zur Arbeits -
verdichtung und gravierende
Eingriffe in die Arbeitsabläufe und
Beschäftigungsverhältnisse gern mit
wirtschaftlichem Druck. Wir wollen

den Teilnehmenden in diesem Semi -
nar grundlegendes Handwerkszeug
vermitteln, um Arbeitgebern in der
Beratung und in Auseinander set -
zungen kompetent und auf „Augen -
höhe“ begegnen zu können.
Insbesondere für Interessenvertre -
tungen in Altenpflegeeinrichtungen,
zum Beispiel Mitarbeitervertre tun -
gen/Gleichstellungs- und Schwer -
behindertenvertretungen wird durch
die Teilnahme angemessenes
Handeln im Zusammenhang mit
betriebswirtschaftlichen Entscheidun -
gen des Unternehmens möglich.

Infopost: Wie kann man sich an -
melden?

Bode, Krömker: Die Anmeldung
erfolgt über 

ver.di Bildung + Beratung
Gemeinnützige GmbH
Regionalvertretung Hessen
Wilhelm-Leuschner-Str. 69–77
60329 Frankfurt am Main

Online-Anmeldung:
http://tinyurl.com/opq6ob6
www.bildungsportal.verdi.de
www.verdi-bub.de

Infopost: Ist eine Freistellung als
Weiterbildung für das Seminar mög-
lich?

Bode, Krömker: Ja, und zwar ge -
mäß § 37 (6) Betriebs verfassungs -
gesetz; gemäß § 46 (6) Bundes -
personal  vertretungsgesetz; nach den
jeweiligen Regelungen in den
Länder-Personalvertretungs gesetzen
und den diversen Frei stellungs -
regelungen der Mitarbeiter vertre -
tungs gesetze. 

Freistellung nach § 37 (6) BetrVG/46 (6) BPersVG/LPersVG analog
• Zur Erfüllung der BR-/PR-Arbeit erforderliche Seminare
• Bezahlte Freistellung zum Seminarbesuch durch den/die Arbeitgeber/-in
• Sämtliche Seminarkosten trägt der/die Arbeitgeber/-in

Stichwort:
Gesetzliche Interessenvertretung

Infopost: Was sind die Vorteile
eines Seminars in einer ver.di-
Bildungs stätte?

Bode, Krömker: Wir führen unsere
Seminare fast ausschließlich in ver.di-
Bildungsstätten durch und weichen
nur im Notfall auf andere Anbieter
wie Tagungshotels aus. Die Vorteile
liegen auf der Hand: Alle Bildungs -
stätten bieten seht gute Seminar -
bedingungen. Hier bewegen sich die
Teilnehmenden in einer Kultur des
kollegialen Umgangs und können
Angebote nutzen, die Kultur, Freizeit
und Bildung miteinander verbinden.
Sie haben damit die Möglichkeit, 
sich über eine bestimmte Zeit mit
Alter nativen, Visionen und Utopien
 auseinanderzusetzen und eigene
Positionen dazu zu entwickeln.

     Für das persönliche Wohl be fin -
den sorgen die gute Unterbrin gung
in Einzel-, Doppel- oder Familien -
zimmern, eine gesunde und ge -
schmackvolle Küche sowie ein hoher
Freizeitwert durch die geografische
Lage. Für Kinder betreuung kann
während der Semi narzeiten auf An -
frage auch gesorgt werden.

Infopost: Ist das Seminar aus-
schließlich für ver.di-Mitglieder und
was würde eine Teilnahme 
kosten?

Bode, Krömker: Die Teilnahmezahl
ist auf 15 Personen beschränkt,
daher werden ver.di- Mitglieder bei
der Anmeldung vorrangig berück-
sichtigt. Sofern es zum Anmelde -
schluss noch freie Plätze gibt,
 kön nen auch Nicht-Mitglieder am
Seminar teilnehmen. Klar ist aber,
dass wir in einem Gewerkschafts -
seminar auch gewerkschaftliche
Themen bearbeiten werden. Semi -
nar gebühr: 720,00 Euro.

     Hinzu kommen die Kosten der
Bildungsstätte am Wannsee für
Unterkunft und Verpflegung von
110,30 Euro pro Tag. b

Die Fragen stellte 
Susanne Stracke-Neumann.

Die dritte Tarifverhand -
lungs runde für die 36.000
Beschäftigten der Arbeiter -
wohlfahrt (AWO) in Nord -
rhein-Westfalen sind am
Abend des 28. Oktober
ohne Ergebnis auf den 
6. November in Dort mund
vertagt worden.

Die Arbeitgeber hätten sich zwar
bewegt, wollen aber nach wie vor
ihre Beschäftigten in Kindertages -
stätten, Seniorenheimen und ande-
ren sozialen Betrieben schlechter
stellen als die Arbeitnehmer/innen in
vergleichbaren kommunalen Einrich -
tungen, erklärte die Gewerkschaft.

ver.di war zuvor von der Ur -
sprungsforderung abgerückt und bot
als Kompromiss die Übernahme des
Abschlusses für den öffentlichen
Dienst an. Über die zeitliche An -

passung sei man verhandlungsbe-
reit, erklärte ver.di-Verhandlungs -
führer Wolfgang Cremer. Dies hätten
die Arbeitgeber abgelehnt und
zunächst ein erweitertes Angebot
vorgelegt, dass eine Erhöhung der
Löhne und Gehälter ab 1.10.2014

AWO-Tarifrunde bisher ergebnislos

um 2,0 und ab 1.8.2015 um 1,8
Prozent vorsah. „Diese Abkopplung
vom üblichen Tarifniveau ist für 
uns keine Option“, so Cremer.

Seit die Tarifverhand lungen An -
fang September begonnen haben,

hat es bereits im September und
Oktober landesweite Streiks und so
genannte Streik-Stafetten quer durch
die Bezirke gegeben. Auch die Ver -
hand lungen in Düsseldorf waren am 
28. Oktober von ganztägigen Streiks
der AWO-Mitarbeiter in Düsseldorf,
Bonn und in Mettmann be gleitet.

Vor der nächsten Verhandlungs -
runde gibt es keine weiteren Streiks.
„Wir werden den Kindern nicht den
St.-Martinszug verderben“, sagte
Cremer. Am Donnerstag, 30. Oktober,
tagt die große Tarifkommission der
AWO, um über das weitere Vorgehen
zu beraten. b

sus/pm

www.gesundheit-soziales-nrw.
verdi.de
www.herzlos-online.de
www.facebook.com/TvAwoNrw

Die Fachkommission Pflege -
einrichtungen fordert: Mehr
Personal, mehr Anerken -
nung, tarifliche Bezahlung.

Die Fachkommission Pflegeeinrich -
tungen Hamburg hat am 28.Oktober
wieder zu einem Aktionstag Alten -
pflege aufgerufen. Die Beschäftigten
aus den stationären und ambulanten
Pflegeeinrichtungen in Hamburg
demonstrierten für ihre Forderungen
nach einem besseren Personal -
schlüssel, mehr Anerkennung und
tarifliche Bezahlung für die Alten -
pflege in Hamburg.

Die privaten Anbieter dominieren
inzwischen den Hamburger Pflege -
markt. Mit „pflegen & wohnen
Hamburg“ und einigen ambulanten
Pflegeeinrichtungen der Diakonie hat
ver.di Tarifverträge abgeschlossen.
Die Mehrheit der Anbieter ist jedoch
ohne Tarifvertrag. Die Teilnehmerin -
nen und Teilnehmer  forderten die
Arbeitgeber auf, ihre starre Haltung

bei der Ablehnung von Tarifverträgen
aufzugeben. Der Wettbewerb darf
nicht über die Personalkosten ausge-
tragen werden.

In den Bundesländern gibt es
unterschiedliche Personalschlüssel.
ver.di fordert einen bundeseinheit -
lichen Personalschlüssel. Die bisheri-
gen Pflegestufen ermöglichen keine
gute Pflege, die eine Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben auch im
Alter ermöglicht. Demenzkranke
Men schen erhalten bisher zu wenig
finanzielle und pflegerische Leis tun -
gen. Das soll durch einen neuen
Pflegebedürftigkeitsbegriff geändert
verbessert werden. Dazu ist aber
mehr Personal in den Einrichtungen
und Diensten dringend notwendig.

Die Teilnehmerinnen und Teilneh -
mer des Aktionstages forderten den
Hamburger Senat auf, der Gewerk -
schaft Sitz und Stimme im Landes -
pflegeausschuss zu geben. Der
Landespflegeausschuss berät bei der

Aktionstag Altenpflege in Hamburg
Umsetzung von Fragen der Pflege -
versicherung die Behörde für Ge -
sund heit und Verbraucherschutz. Die
Pflegekassen und die Spitzen ver -
bände der Anbieter von Pflege ein -
rich tungen sind im Hamburger
Landespflegeausschuss vertreten. Die
Gewerkschaft ver.di ist in Sach ver -
ständigenanhörungen auf Bundes -
ebene im Deutschen Bundestag ver-
treten und fordert die zuständige
Senatorin in Hamburg, Cornelia
Prüfer-Storcks auf, ebenfalls im
Hamburger Landespflegeausschuss,
die Gewerk schaft mit Sitz und
Stimme aufzunehmen.

Der Kollege Rolf in der Stroth,
ver.di Fachkommission Pflegeein -
richtungen, kritisierte die Vorhaben
der Bundesregierung im Pflege stär -
kungsgesetz als nicht ausreichend
und längst überfällig. Seit über zehn
Jahren habe sich die Arbeitssituation
und Belastung für die Beschäftigten
in der Pflege in keinster Weise verän-
dert. Die Ham burger Vertreterin der

Initiative „Pflege am Boden“ unter-
stützte in ihrem Redebeitrag die
Forderungen von ver.di für eine Gute
Pflege.

Dem Aufruf von ver.di waren ca.
100 Kolleginnen und Kollegen ge -
folgt. Viele Beschäftigte in der Pflege
haben inzwischen resigniert und
erwarten von der Politik keine kon-
kreten Verbesserungen. Die ver.di
Fachkommission lädt alle Beschäf -
tigten ein, selbst aktiv zu werden
und die Möglichkeiten der Gewerk -
schaft ver.di für eine Verbesserung
der Rahmenbedingungen für die
Pflege zu nutzen. Mut zur eigenen
Meinung und der Wille zur Verände -
rung sind wichtig, oft ist die Angst
vor negativen Folgen des gewerk-
schaftlichen Engagements in den
Pflegeeinrichtungen ein Hemmnis für
selbstbewussteres Auftreten in der
stationären und ambulanten Pflege.
b Norbert Proske

www.hamburg.verdi.de

Fo
to

: S
eb

as
tia

n 
Dr

os
t (

2)

Fo
to

: H
aj

o 
Sc

hn
ei

de
r

Petra Bode Michael Krömker

FB3_InfoPost_02_Altenpflege_RZ 300dpi.qxp_2014-10-31  31.10.14  14:28  Seite 3


